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Seit dem 7. September hat die Rostoc-
ker Linke einen neuen Kreisvorstand. 
So kam es dazu:
Etwa 70 Genossinnen und Genossen fan-
den sich im RFZ Reutershagen ein, um 
über die Zukunft der Partei zu diskutieren 
und Menschen in Funktionen zu wäh-
len. Der scheidende Kreisvorsitzende 
Karsten Kolbe zog Bilanz der letzten 
zwei Jahre, „eine verdichtete Zeit mit 
vielen Veränderungen“. Der Kreisvor-
stand legte den Grundstein für die 
erfolgreiche OB-Kandidatur Eva-Maria 
Krögers; die durchaus kontroverse 
Kandidatenfindung ging ohne öffentli-
chen Streit über die Bühne; es gelang, 
auch in anderen politischen Lagern 
Unterstützung für Eva zu gewinnen. 
Auch die Kampagne zur Kommunal-
wahl hob Karsten lobend hervor. Man 
habe sich für eine eigenständige Kam-
pagne entschieden, auch wegen der 
unzulänglichen Arbeit des Landesver-
bandes.
Dem Austritt von Genossen im Zuge 
der Wagenknecht-Abspaltung stehen zahl-
reiche Neueintritte vor allem junger Genos-
sen gegenüber. Diese Neumitglieder wer-

den seit einiger Zeit intensiver durch ent-
sprechende Strukturen im Kreisverband 
betreut. Auch dem Jugendverband wurde 
in den vergangenen Wochen wieder Leben 
eingehaucht. Kreisparteitage werden nur 
noch als Gesamtmitgliederversammlun-

gen durchgeführt, was am 7.9. dazu führ-
te, dass auch zahlreiche jüngere Mitglieder 
an der Veranstaltung teilnahmen. 

Karsten Kolbe sparte aber auch nicht mit 
Kritik an der Arbeit des alten Kreisvorstan-
des. Immer wieder war es ein Problem, 
Beschlussfähigkeit herzustellen. Die An-
bindung an die Parteibasis sei mangelhaft 
gewesen. Es brachte aber Vorteile, dass 

die Stadtteilsprecher mittlerweile an 
den KV-Sitzungen teilnehmen.
Die einstimmig im Amt bestätig-
te Schatzmeisterin Marlis Schröder 
konnte mit ihrem Bericht die Stim-
mung nicht heben. Die Beitragsein-
nahmen sinken stark, die Einnahmen 
aus Spenden sind sehr gering. Auf 
Spendenaufrufe gebe es null Reak-
tion; ein Viertel der Mitglieder habe 
noch nie gespendet. Es gab aber Lob 
für unsere Mandatsträger, die brav 
ihre Beiträge an den Kreisverband ab-
führen. 
2022 hatten wir im Kreisverband noch 
578 Mitglieder, die Zahl sank bis zum 
30.6.24 auf 459. Es gab aus verschie-
denen Gründen 129 Austritte (fast ein 
Viertel der Mitgliedschaft!!!), bei 57 

Neueintritten.

Fortsetzung auf Seite 3

GEDENKEN AN DIE OPFER DES FASCHISMUS
Am 2. Sonntag im September wird traditio-
nell an die Opfer des Faschismus erinnert, 
in Rostock am OdF-Mahnmal im Rosengar-
ten. Besonders viele junge Leute folgten 
in diesem Jahr dem Aufruf der VVN-BdA. 
Fabian Scheller (DBG-Vorsitzender Region 
Rostock/Schwerin) warnte in seinem Re-
debeitrag vor einer schleichende Macht-
übernahme der Faschisten, wie es sie vor 
über 90 Jahren schon einmal gegeben 
habe. 
Unterbrochen wurde Fabians Rede durch 
einen Polizeieinsatz. Einer Polizeistreife 
war es wichtig, versammlungsrechtliche 
Dinge zu klären inkl. Strafanzeige. Ein un-
sensibles Vorgehen, welches nur geeignet 

ist, das Misstrauen von Antifaschisten in 
die Arbeit der Polizei weiter zu steigern.
Fotos: Marlis Schröder/Nurgül Senli

Die neue Doppelspitze
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EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,
hier ist der neue KLARTEXT, der hoffentlich 
Gefallen findet. Vor uns liegt ein spannen-
der Herbst, in dem Die Linke strategisch 
und personell die Weichen für die Bundes-
tagswahl 2025 stellen wird. Für den Partei-
vorsitz bewerben sich mit Ines Schwerdt-
ner und Jan van Aken zwei kluge und au-
thentische Köpfe, denen die Wende zum 
Besseren zuzutrauen ist. Vor allem in der 
Sozial- und Migrationspolitik kann es der 
Linken gelingen, die krassen Leerstellen 
im Parteiensystem zu besetzen, die SPD 
und Grüne mit ihrem opportunistischen 
Rechtsruck hinterlassen haben.
Wir werfen einen Blick zurück auf die Land-
tagswahlen in Thüringen und Sachsen. Die 
Analyse bescheinigt unserer Partei einen 
dramatischen Kompetenz- bzw. Vertrau-

ensverlust in zentralen Politikfeldern. Wir 
wollen aber auch zeigen, wie Die Linke es 
besser machen kann und fassen hierfür 
eine Analyse der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
zusammen. Wusstet Ihr, dass Ines und Jan 
bei der Stiftung beschäftigt sind? Die RLS 
ist auf Gedeih und Verderb mit der Linken 
verbunden – findet die Partei nicht in die 
Erfolgsspur zurück, wird die Stiftung ver-
schwinden, und mit ihr ein großes linkes 
Netzwerk in unserer nach Rechts driften-
den Gesellschaft. Das muss unbedingt ver-
hindert werden!
Die nächste Ausgabe des KLARTEXT wird 
nach dem Bundesparteitag im Oktober er-
scheinen. 
Viel Vergnügen bei der Lektüre dieser 
Ausgabe wünscht Euch die Redaktion. 
Carsten Penzlin

Weichen in der Arbeitsmarktpoli-
tik richtig stellen – kein Rückfall 

in Hartz-IV-Zeiten

Zum Arbeitsmarktbericht August 2024 er-
klärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher 
der Linksfraktion, Henning Foerster:
„Ausweislich der Statistik liegt die Arbeits-
losenquote in Mecklenburg-Vorpommern 
im August bei 7,9 Prozent und damit um 
3,5 Prozent über dem Vorjahresmonat. 
37,8 Prozent der von Arbeitslosigkeit be-
troffenen Menschen waren langzeitar-
beitslos.
Wohlfahrtsverbände, Gewerkschaften und 
Arbeitsloseninitiativen blicken derzeit mit 
Sorge nach Berlin. Der aktuelle Haushalts-
entwurf sieht massive Kürzungen in Höhe 
von über 5 Mrd. Euro vor. Dies betrifft vor 
allem das Bürgergeld. Darüber hinaus liegt 
auch der Haushaltsansatz für die Verwal-
tungskosten, wie Mieten und Personal, 
mehr als 1 Mrd. Euro unter den tatsächli-
chen Ausgaben des Vorjahres.
Im Ergebnis werden massive Umschichtun-
gen aus dem Eingliederungstitel erfolgen, 
um die Bedarfe zu decken. Die Arbeitsför-
derung wird deutlich zurückgefahren, das 
mit dem Bürgergeld von den Ampelpartei-
en gegebene Versprechen, Beschäftigung 
durch Qualifizierung und Weiterbildung 
besser zu fördern und das Sanktionsre-
gime zu reduzieren, wird kurzerhand über 
den Haufen geworfen. Die Eingliederungs-
leistungen für Qualifizierung und öffentlich 
geförderte Beschäftigung werden erneut 
reduziert, ein Großteil davon droht für die 
Verwaltungsausgaben abzufließen. Die Ze-
che dafür zahlen dann vor allem Langzeit-
arbeitslose.
Insbesondere die FDP treibt unterdessen 
gefühlt jede Woche eine neue Sau durchs 
Dorf und will den vermeintlich vielen 
Faulpelzen im Bürgergeldbezug zu Lei-
be rücken. Es droht ein Rückfall in längst 
überwunden geglaubte Zeiten. Vermutlich 
wird das Recht auf ein menschenwürdiges 
Dasein für von Arbeitslosigkeit betroffene 
Menschen von den Beratungsstrukturen, 
Wohlfahrts- und Sozialverbänden sowie 
den Betroffenen auf der Straße, vor Ge-
richt und in den Sozialbehörden unseres 
Landes erstritten werden müssen.“

AKTUELLES

AKTUELLES

Scholz befeuert den Rechtsruck

Olaf Scholz zeigt sich „bedrückt“ von 
den Wahlerfolgen der AfD. Janine 
Wissler, Vorsitzende der Partei Die Lin-
ke, erinnert Scholz an die eigene Ver-
antwortung für den Aufstieg der AfD 
und kritisiert die Passivität des Kanz-
lers, die den Frust im Lande nährt.
„Scholz gibt sich bedrückt über den Wah-
lerfolg der AfD in Sachsen und Thürin-
gen, dabei ist er leider mitverantwortlich 
für diese Entwicklung. Rechtsaußen hat 
leichtes Spiel, weil die Ampel vor allem 
mit sich selbst beschäftigt ist, anstatt 
die wahren Probleme dieses Landes an-
zugehen. Scholz ist Chef einer Regie-
rung, die in existenziellen Fragen wie 
der Schuldenbremse tief gespalten ist. 
Wenn die SPD nun auf ihrer Klausur ein 
Papier zur Schuldenbremse beschließt, 
dann ist das schon Vorbereitung auf den 

Wahlkampf 2025, nicht aber eine Ansa-
ge an die eigenen Koalitionspartner. Der 
Kanzler kann oder will sich hier nicht 
durchsetzen, sondern zündet lieber Nebel-
kerzen, die den Blick auf den Zustand des 
Landes verdecken sollen. So verspricht er 
Massenabschiebungen und will Migranten 
das Leben erschweren, während immer 
deutlicher wird, dass die Zukunft verspielt 
wird, weil die Infrastruktur vernachlässigt 
wird. Wenn Migranten und Bundesbürger 
um bezahlbaren Wohnraum konkurrieren, 
ist das nicht die Schuld der Geflüchteten, 
sondern Zeichen einer gescheiterten Woh-
nungsbaupolitik. Statt die Vermögenssteu-
er einzuführen und Reiche stärker in die 
Verantwortung zu nehmen, lenkt Scholz 
den Frust der Menschen auf Migranten. 
Das heizt die Stimmung im Lande weiter 
an. Wenn Scholz sich also jetzt darüber 
beklagt, ist das zutiefst verlogen. Lieber 
beklagt er die Zustände, als sie zu verän-
dern. Seine Kanzlerschaft steht unter dem 
Motto: kapitulieren statt regieren.“
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Fortsetzung von Seite 1
Christian Albrecht berichtete aus der Kom-
munalpolitik. Aufgrund äußerer Umstände 
sei es uns nicht gelungen, unser Wahlziel 
zu erreichen. Dennoch habe die Rostocker 
Linke weiterhin einen guten Leumund in 
Stadtgesellschaft und Verwaltung. Der Zu-
spruch für Eva sei weiterhin sehr groß. Da-
her sei es auch richtig gewesen, im Wahl-
kampf mit ihr zu werben. Der Wahlkampf 
habe aber auch gezeigt, dass die Arbeit auf 
immer weniger Schultern ruht. Zugkräftige 
Kandidierende hätte gefehlt; wir müssen 
in den kommenden 5-10 Jahren an der Be-
kanntheit unserer Abgeordneten arbeiten. 
Die Stimmung im Wahlkampf sei deutlich 
aggressiver gewesen als früher, schätzte 
Christian ein. Das zeige sich auch schon 
in der neugewählten Bürgerschaft, wo die 
AfD die Stimmung negativ anheize. Unser 
Job sei es nun, Kompromisse mit Bündnis-
partnern zu suchen.

In der Generaldebatte ging es u.a. um die 
mangelhafte Teilnahme an den Thälmann-
Ehrungen und um schwierige Debatten mit 
den Bürgern über Migration. Die Kommuni-
stische Plattform (KPF) hatte zwei Anträge 
zum Thema Frieden eingebracht. Im 1. An-
trag wird der Kreisverband aufgefordert, 
einen Antrag der KPF an den Bundespar-
teitag zum Thema Militarismus vorbehalt-
los(!) zu unterstützen. Im Wesentlichen 
geht es darum, dass Deutschland nicht 
kriegstüchtig werden solle, dass die Kritik 
an der NATO nicht nachlassen und es kei-
ne militärische Unterstützung der Ukraine 
geben dürfe. Die „Kriegshysterie“ in den 

Medien wird genauso kritisiert wie die Sta-
tionierung von US-Raketen auf deutschem 
Boden. Im 2. Antrag wird zur Teilnahme an 
der Friedensdemo in Berlin am 3.10. auf-
gerufen. Die Anträge wurden bei jeweils 
zwei Gegenstimmen angenommen.

Anträge zum Thema Frieden werden ja 
immer automatisch durchgewinkt. Wer ist 
schon gegen Frieden? Im Nachgang sei-
en aber ein paar Bemerkungen erlaubt. 
Während Russland gerade ein Land zer-
stört, möchten bestimmte Kräfte in der 
Partei nur über den deutschen Militaris-
mus sprechen. Im Antrag der KPF ist da-
von die Rede, dass Deutschland für zwei 
Weltkriege sowie den Holocaust verant-
wortlich sei, und nun wieder einen Krieg 
vorbereite. Was ist denn das für eine irre 
Analyse? Es folgt dann noch eine Gleich-
setzung von Olaf Scholz mit Adolf Hitler, 
und mehr muss man auch nicht wissen. 
Wollen wir so an die Öffentlichkeit treten? 
Wenn jetzt alle davon reden, vom Bundes-
parteitag müsse ein Signal des Aufbruchs 

ausgehen, soll es das sein? Der Wider-
stand gegen Aufrüstung ist völlig richtig; es 
gibt zum Bundesparteitag einen Leitantrag 
des Parteivorstandes, in dem ausführlich 
das Thema Frieden behandelt wird. Warum 
kann man nicht einfach diesen Leitantrag 
unterstützen?
Im 2. Antrag geht es um die Demo am 3. 
Oktober. Es wäre nicht neu in der Partei, 
wenn wir über Teilnahme oder Nichtteil-
nahme an einer solchen Demo streiten. 
Eigentlich können wir diesen Streit nicht 
gebrauchen, aber wir müssen doch zur 
Kenntnis nehmen, dass es selbst aus der 
Friedensbewegung scharfe Kritik an der 
Demo gibt. Die älteste deutsche Frieden-
sorganisation, die DFG-VK unterstützt die 
Demo nicht. Sie kritisiert, dass im Aufruf 
zur Demo Russland mit keiner Silbe kriti-
siert, sondern sogar in Schutz genommen 
wird; ich zitiere die DFG: „Eine Demonstra-
tion, mit der für Frieden gestritten wird, 
muss alle Kriegstreiber klar benennen und 
verurteilen – sonst sollte sie die Bezeich-
nung Frieden nicht tragen dürfen.“ Die DFG 
ist entsetzt über Äußerungen im Vorfeld 
der Demo, in denen Putin verteidigt wurde, 
in denen eine Abgrenzung nach rechts zu 
verhindern versucht wurde, und in denen 
Antifaschisten unwidersprochen als vom 
Staat bezahlte Demonstranten bezeichnet 
wurden. Die DFG kritisiert auch, dass im 
Aufruf zur Demo kein Schutz oder Asyl für 
alle  vom Krieg in der Ukraine Betroffenen 
verlangt wird; es wird vermutet, dass dies 
mit Rücksicht auf das BSW ausgelassen 
wurde. Und tatsächlich hat Wagenknecht 
auf der Demo einen großen Auftritt. Wir 
müssen uns überlegen, was für ein Signal 
wir damit aussenden als Linke. Wir haben 
jetzt im Landesverband einen Aktionsmo-
nat für den Frieden, bringt euch da ein, das 
hilft der Linken mehr als ein demonstrati-
ver Schulterschluss mit Wagenknecht & 
Co.             Fortsetzung auf Seite 4

AKTUELLES
BERICHT VOM KREISPARTEITAG

Christian Albrecht berichtet aus den 
Gremien

Niclas Lenhardt (Landesvorstand) wertet 
die Kommunalwahl aus

Der Landesvorsitzende Hennis Herbst
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AKTUELLES

Fortsetzung von Seite 3
Dann wurde ein neuer Kreisvorstand ge-
wählt. Nurgül Senli trat wieder für den 
Vorsitz an. Aus ihrer Sicht wird Die Linke 
mehr denn je gebraucht gegen neolibera-
len Zeitgeist und Rechtsruck. Wir müssen 
den Kampf nun ernsthaft aufnehmen, nicht 
erst dann, wenn sie uns abholen kommen. 
Die Gewerkschaftssekretärin Nurgül will 
all ihre Energie in dieser Aufgabe stec-
ken. Nurgüls Ko-Vorsitzender wird Sandro 
Smolka sein. Der Referent im Justizmini-
sterium ist schockiert über den Rechts-
ruck und die Instrumentalisierung der 
islamistischen Anschläge. Die Linke aufzu-
geben würde bedeuten, die Menschen auf-
zugeben, für die wir Politik machen. „Wir 
sind die Guten“, rief Sandro aus.
Stellvertretender Kreisvorsitzender ist 
weiterhin Hannes Möller, jugendpolitische 
Sprecherin Julia Wenzel. In den Kreisvor-
stand gewählt wurden Elke Friedl, Jutta 

Reinders und Fiona Richter sowie Christian 
Albrecht, Robert Kröger, Matthias Lesch, 
Jakob Schranck, Maik Medrow und Ronny 
Rohde. 
Quo vadis Die Linke Rostock? Die sinken-
den Einnahmen im Kreis- und Landesver-
band werden nicht ohne Folgen bleiben: 
kleinere Geschäftsstelle, neue Modelle 
für die Arbeit des Geschäftsführers. Dem 
gegenüber steht eine interessierte Mitglie-
derschaft, deren Potenziale es zu heben 
gilt. Was aber schon immer sehr schwie-
rig war. So auch am 7.9., als es von den 
Teilnehmern wenig Impulse für die Partei-
arbeit der nächsten Monate und Jahre gab. 
Aber da muss sich natürlich jeder an die 
eigene Nase fassen.
Hoffentlich ist der neue Kreisvorstand 
weniger zerstritten und kann sich besser 
auf seine Aufgaben konzentrieren. Dazu 
gehört auch eine bessere Vorbereitung 
von Gesamtmitgliederversammlungen, die 

nicht über sieben Stunden dauern müssen. 

Text: Carsten Penzlin / 
Fotos: Sandro Smolka

BERICHT VOM KREISPARTEITAG 

WO SIND UNSERE WÄHLER HIN?
Warum hat Die Linke so viele Wähler ver-
loren? Eine Analyse der Rosa-Luxemburg-
Stiftung gibt Aufschluss, hier eine kurze 
Zusammenfassung:
Unsere Migrationspolitik wird von vielen 
Linke-Wählern und potenziellen Wählern 
abgelehnt. Die Forderung nach offenen 
Grenzen und eine moralisierende Anspra-
che schreckt jene ab, die Vorbehalte gegen 
bedingungslose Zuwanderung haben und 
bei den Zugewanderten eine Pflicht zur In-
tegration sehen. Der Bewegungskurs der 
Partei (siehe auch Kandidatur von Carola 
Rackete) hat Wähler vergrault. Die ableh-
nende Haltung gegenüber Aktivist*innen 
ist in den unteren Klassenlagen sehr aus-
geprägt.
In der Sicht auf den Ukrainekrieg ist un-
sere Wählerschaft gespalten. Wir haben 
Menschen verloren, die Russland nun als 
Bedrohung für die Sicherheit in Europa 
wahrnehmen und die Ukraine z.B. auch 
mit Waffen unterstützen wollen. Anderer-
seits war die Kritik an der Bundesregierung 
nicht scharf genug, um hier für Die Linke 
zu mobilisieren.
Die Linke hat durch die Betonung gesell-
schaftspolitisch liberalerer Positionen ih-
ren Markenkern Soziales verspielt. Hier ist 
der Platz links von der SPD leer. Während 
wir bei Akademikern stabil sind, haben 
uns Dienstleistungsarbeitende den Rüc-
ken gekehrt. Wir konzentrieren uns stark 

auf Bürgergeldempfänger, während linke 
Schwesterparteien im Ausland mehr die 
arbeitenden Menschen im Blick haben.
Wir werden auch kaum noch als Protest-
partei wahrgenommen. Die Unzufrieden-
heit mit der Ampelregierung ist bei den 
verbliebenen Linke-Wählern auch nicht 
viel größer als bei Wählern von SPD und 
Grünen. Wer den politischen Insti-
tutionen misstraut und wütend über 
die gesellschaftlichen Verhältnisse 
ist, fühlt sich beim BSW besser auf-
gehoben.
Kurz gefasst: Die Linke redet zu viel 
über Themen, in denen unsere Wäh-
lerschaft gespalten ist. Kurzzeitiger 
Fokus auf soziale Themen (z.B. im 
Europawahlkampf) kann die damit 
entstehenden  Dynamiken nicht 
aufwiegen.
Was könnte helfen? Themenfelder 
reduzieren, also Fokus auf Sozi-
ales, Umverteilung, bezahlbare Mie-
ten – sprich Alltagssorgen. Mit der 
Strategie des Linkspopulismus auf 
emotionale Weise Klassenerfahrun-
gen adressieren. In der Außenpolitik 
einheitliches Auftreten mit dem Ein-
satz für mehr Diplomatie und gegen 
Wettrüsten. In der Migrationspolitik 
Betonung der wirtschaftlichen Not-
wendigkeit von Einwanderung und 
Einsatz für bessere Integration. Ge-

lingt der Partei die inhaltliche Besinnung 
auf ihre Stärken, kann sie zur Stelle sein, 
wenn das BSW schwächelt.

Der vollständige Text hier: https://zeit-
schrift-luxemburg.de/artikel/linke-waeh-
ler-innen-potenzial/
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An dieser Stelle dokumentieren wir 
Auszüge aus den Wahlanalysen der Linken-
Bundesgeschäftsstelle:
In Thüringen hat die AfD erstmals bei 
einer Landtagswahl in Deutschland die 
meisten Stimmen bekommen. Sie verbes-
sert sich deutlich (+9,4 Prozent) und kann 
sich auf 32,8 Prozent steigern. Die CDU 
schafft es ihr Ergebnis leicht zu verbes-
sern (+1,9) und landet klar abgeschlagen 
auf Platz zwei mit 23,6 Prozent. Auf Platz 
drei folgt das BSW mit 15,8 Prozent. Die 
Linke verliert deutlich (-17,9 Prozent) und 
erreicht nur noch 13,1 Prozent. Die SPD 
schafft den Wiedereinzug in den Landtag 
mit 6,1 Prozent (-2,1 Prozent). Die Grünen 
und die FDP scheitern klar an der Fünfpro-
zenthürde und sind nicht mehr im Landtag 
vertreten. Sogar die Freien Wähler ziehen 
mit 1,3 Prozent noch an der FDP vorbei.
Die Zufriedenheit mit der rot-rot-grünen 
Minderheitsregierung hat in den letzten 
drei Jahren stark abgenommen. 2019 war 
noch eine deutliche Mehrheit von 58 Pro-
zent mit der Landesregierung zufrieden, 
kurz vor der Wahl waren es nur noch 39 
Prozent. Nur etwa 20 Prozent sagen, die 
Lebensumstände haben sich in den letz-
ten Jahren verbessert. 38 Prozent geben 
sogar an, dass sie sich verschlechtert ha-
ben. Ein Plus von 25 Prozent im Vergleich 
zu 2019. Verschlechtert hat sich laut Um-
frage vor allem die ärztliche Versorgung 
(59 Prozent) und die Situation in Schulen 
und Kitas (43 Prozent). 
Die Stimmung vor den Wahlen ist durch 
Sorgen geprägt: 81 Prozent der Wahlbe-
rechtigten machen sich Sorgen, dass die 
Kriminalität massiv zunimmt (+17 Prozent 
im Vergleich zu 2019). 77 Prozent haben 
Angst, dass Deutschland in den Krieg in 
der Ukraine hineingezogen wird; die Angst 
vor dem Einfluss des Islam in Deutschland 
wächst um 21 Prozent auf 75 Prozent. 
Ebenfalls nimmt die Sorge zu, dass der Le-
bensstandard künftig nicht mehr gehalten 
werden kann (+26 Prozent) auf jetzt 57 
Prozent. Lediglich die Sorge um den Kli-
mawandel nimmt um 11 Prozent ab, auf 
jetzt 54 Prozent. Eine sehr große Mehrheit 
aller Parteianhänger*innen wünscht sich 
eine Wende in der Asyl- und Flüchtlings-
politik, die darauf zielt, dass weniger Men-
schen nach Deutschland kommen. Auch 
74 Prozent der SPD-Anhänger*innen und 
71 Prozent der Linken-Anhänger*innen 
stimmt dem zu.
Laut Umfrage von Infratest in der Woche 
vor der Wahl waren für 21 Prozent der 
Parteianhänger*innen die Themen Sozi-
ale Sicherheit und Kriminalität/ innere 

Sicherheit die entscheidenden Themen 
für die Wahl. Darauf folgten die Themen 
Zuwanderung (18 Prozent), Bildung (15) 
und wirtschaftliche Entwicklung mit 13 
Prozent. Wenig Relevanz für die Wahlent-
scheidung hatten die Themen Ukraine-
Krieg (5) und Klimaschutz (4 Prozent).
Die Linke hat im Vergleich zur Kompetenz-
zuschreibung 2019 in allen Politikfeldern
stark eingebüßt. Trauten ihr 2019 noch 
drei von zehn die Lösung der wichtigsten 
Aufgaben im Bundesland zu, ist es aktu-
ell nur gut jeder Zehnte. Die Linke domi-
nierte 2019 noch die Themenkompetenz 
in sozialen Fragen, beim Einsatz für ost-

deutsche Interessen und in der Schul- und 
Bildungspolitik. Jetzt liegt Die Linke beim 
Thema soziale Gerechtigkeit mit 17 Pro-
zent sogar knapp hinter der AfD und nur 1 
Prozentpunkt vor dem BSW. Die stärkste 
Altersgruppe für Die Linke ist 70 Jahre und 
älter. Hier kommt Die Linke auf 20 Prozent 
und ist hinter der CDU die zweitstärkste 
Partei. Bei Erstwähler*innen kommt Die 
Linke auf überdurchschnittliche 17 Pro-
zent, (bei jungen Frauen sogar auf 21 Pro-

zent). In Großstädten mit mehr als 50.000 
Einwohner*innen kommt Die Linke auf 
gerundet 18 Prozent, in Mittelstädten auf 
14 Prozent, in Kleinstädten auf 12 und 
in Landgemeinden mit weniger als 5.000 
Einwohnern nur noch auf etwa 10 Prozent.
Gut die Hälfte der AfD-Wähler*innen 
(51%) wählte die Partei aus Überzeugung. 
Der Anteil der „Protestwähler*innen“, die 
die Partei aus Enttäuschung wählen, ist 
auf 41% gesunken. Das BSW schnitt am 
besten bei Älteren über 60 Jahre (20%) 
und bei Rentner*innen (20%) ab. Die Hälf-
te der BSW-Wähler*innen trieb vornehm-
lich die Enttäuschung über andere Par-
teien zur Stimmenabgabe für die Linken-
Abspaltung.

Nun zu Sachsen: Die CDU erreicht 31,9 
Prozent. Die AfD legte in Sachsen um 3,1 
Punkte auf einen Zweitstimmenanteil von 
30,6 Prozent zu, bundesweit übertroffen 
bislang nur vom zeitgleichen Abschneiden 
der Partei im benachbarten Thüringen. 
Das BSW ist in Sachsen erstmals angetre-
ten und erreichte 11,8 Prozent. Die Linke 
verliert gegenüber 2019 mehr als die Hälf-
te ihrer Stimmen, verfehlt die 5-Prozent-
Hürde knapp, ist aber auf Grund von zwei 
Direktmandaten in Leipzig mit sechs Ab-
geordneten im Landtag. Die Grünen schaf-
fen es mit 5,1% knapp in den Landtag. Die 
FDP erreicht mit 0,9 Prozent ihr bisher 
schlechtestes Ergebnis in Sachsen. Die 
rechtsextremen Freien Sachsen erreichen 
2,2 Prozent. 
Stimmung und Präferenzen der Menschen 
in Sachsen ähneln denen in Thüringen. Die 
Linke ist in Leipzig relativ stabil (13,2 Pro-
zent, -2,6). In zwei Leipziger Wahlkreisen 
verbesserte sie ihr Zweitstimmen-Ergeb-
nis: Leipzig 6 (20,6 Prozent, +1,3) und 
Leipzig 1 (20,2 Prozent, +1,1). Im Wahl-
kreis Leipzig 6 wurde Die Linke die stärke 
Partei. 
Das beste Erststimmenergebnis und den 
stärksten Zugewinn unter den Erststim-
men wurden in Leipzig 1 von Nam Nguy-
en erzielt: 39,8%. Das ist ein Zugewinn 
von 17,7% und liegt 19,6% über dem Zwei-
stimmenergebnis im Wahlkreis. In Leipzig 
4 erreicht Julie Nagel 36,5%, ein Zuge-
winn von 7,8% und 17,8% über dem Zweit-
stimmenergebnis im Wahlkreis. Die Linke 
hat ihre stärksten Ergebnisse in Sachsen 
bei den unter 35-Jährigen. 17 Prozent der 
18-22-Jährigen Frauen stimmten für Die 
Linke. 

www.die-linke.de

WAHLEN

VERLORENE LANDTAGSWAHLEN

Mal unter uns: Den meisten wohl nicht.
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AUS DEM LANDKREIS

REDE VON ERWIN KISCHEL ZUM 
WELTFRIEDENSTAG

Wir stehen hier am Vorabend des Weltfrie-
denstages. Gewiss jeder von uns mit dem 
natürlichen Wunsch nach Frieden in Euro-
pa, in der Welt. Ein nur allzu schwer erfüll-
barer Wunsch, wie wenig tröstend täglich 
zu erfahren ist.

Erste Ansätze für ein Weltfriedensge-
denken waren in Deutschland nach der 
Novemberrevolution alljährliche Massen-
kundgebungen am 1. August, dem Tag 
des Beginns des Ersten Weltkriegs, um die 
persönlichen Erinnerungen an die Kriegs-
gräuel jenes Krieges wachzuhalten. In der 
Sowjetischen Besatzungszone wurde am 
1. September 1946 ein „Weltfriedenstag 
der Jugend“ veranstaltet. Seit Anfang der 
1950er Jahre wurde in der DDR der 1. 
September als „Tag des Friedens“ bzw. 
als „Weltfriedenstag“ bezeichnet und in 
Versammlungen und Kundgebungen zum 
Eintreten für den Weltfrieden aufgerufen. 
In der BRD wird seit 1957 dieser Tag all-
jährlich als „Antikriegstag“ begangen in 
Erinnerung an den Beginn des Zweiten 
Weltkrieges mit dem deutschen Überfall 
auf Polen am 1. September 1939.  

An diesem Tag schrieb Victor Klemperer 
in sein Tagebuch: Alles in allem: Nachrich-
ten und Maßnahmen ernst, Volksstimmung 
absolut siegesgewiss, zehntausendmal 
überheblicher als 1914. Es begann der 
bisher größte und verlustreichste Konflikt 
der Menschheitsgeschichte. Wie er ende-
te, haben wir leidvoll erfahren. Nie wieder 
Krieg, war die verständliche Losung der 
ersten Nachkriegsjahre. Befolgt wurde sie 
nicht.

Bereits 1948 begann der israelisch-palä-
stinensische Konflikt, der mit dem ruch-
losen, hinterhältigen Überfall der Hamas 

am 7. Oktober 2023 eine neue, unerhörte 
Eskalation ausgelöst hat. 1200 Menschen, 
darunter viele Frauen und Kinder, die kalt-
blütig getötet wurden, 239 Geisel, die 
entführt wurden; das alles hat traurig und 
betroffen gemacht und zornig. Gleichwohl 
hat dieses unfassbare Geschehen aber 
auch seine Vorgeschichte. Sie kann selbst-
verständlich die entsetzlichen Angriffe der 
Hamas nicht rechtfertigen, wie anderer-
seits diese furchtbaren Angriffe der Ha-
mas eine kollektive Bestrafung der Palästi-
nenser keinesfalls rechtfertigen kann.

Das sieht offensichtlich der rechte Regie-
rungsklüngel mit Netanjahu in Jerusalem 
anders, wie es die äußerst unverhältnis-
mäßige und verbrecherisch erscheinende 
Reaktion der israelischen Militärs zeigt. 
Nach Netanjahus faschistoiden Wahnvor-
stellungen soll der womöglich nahezu alles 
Leben auslöschende Krieg in Gaza mit dem 
totalen Sieg enden. Die Wortwahl löst Erin-
nerungen aus, wie auch das Vorgehen von 
Hamas und israelischem Militär: Die einen 
benutzen bei Angriff und Verteidigung zu-
weilen Zivilisten als Schutzschilde, die an-
deren schicken hin und wieder Zivilisten in 
vermeintlich verminte Gänge, um sich zeit-
raubende Minensuche zu ersparen.

So findet der von Kain an Abel vollzogene 
biblische Brudermord Tag für Tag seine 
Fortsetzung und Ausweitung, was schließ-
lich auch den inneren Frieden in unserem 
Land bedroht. Weltfriedenstag heißt nicht 
nur Frieden zwischen den Staaten, son-
dern ebenso Frieden in den Staaten. 

Dafür energisch Sorge zu tragen, das for-
dern wir ein von all denen, die den Amtseid 
auf Grundgesetz und Landesverfassung 
abgelegt haben. Wer, wie die islamisti-
schen Messerstecher das Zusammenle-
ben in abscheulicher Weise stört, darf in 
unserem Land auf nichts mehr hoffen. 
Gleichzeitig aber ist der unerträglichen 
Pauschalisierung des Bösen auf alle Mi-
granten entschieden entgegenzutreten, 
und das internationale Recht ist zu achten. 
Die Auffassungen der Deutsch-Nationalen 
in der AfD und der nationalen Sozialisten 
im Wagenknecht-Bündnis erscheinen in 
diesem Zusammenhang wie in manchem 
anderen sehr befremdlich.

In anderer Art befremdlich erscheinen 
viele oftmals überraschende Äußerungen 
hochrangiger Politiker hinsichtlich des un-
säglichen russischen Angriffskrieges auf 

die Ukraine. Dabei ragt der Ruf nach deut-
scher Kriegstüchtigkeit besonders heraus. 
Es ist ein Zufall der Geschichte, dass jener 
Krieg 100 Jahre nach Beginn des ersten 
Weltkrieges ausbrach. Dass er überhaupt 
ausbrach, ist hingegen nicht zufällig ge-
schehen. Noch 2007 erklärte Putin auf der 
Münchener Sicherheitskonferenz, dass 
eine weitere NATO-Osterweiterung auf das 
Gebiet der ehemaligen Sowjetunion das 
„Überschreiten einer Roten Linie“ sei. 

Es mutet im Rückblick an wie ein jahre-
langes Pokerspiel der USA in Verbund 
mit NATO und schließlich Staatspräsident 
Selenskyj um die allumfassende Einglie-
derung der Ukraine in die westliche Staa-
tengemeinschaft, was Russland unter allen 
Umständen verhindern wollte und will und 
somit zum Äußersten schritt. Trotz der 
ganzen Vorgeschichte auch mit unverzeih-
lichen Fehleinschätzungen, Hinhaltetaktik 
und Hochmut westlicher Diplomaten, Prä-
sidenten und Generäle ist der von Rus-
sland mit unvorstellbarer, unmenschlicher 
Brutalität geführte Angriffskrieg gegen die 
Ukraine ohne Wenn und Aber zu verurtei-
len. 

Jede Seite wollte alles haben – und nun 
hat man einen uns alle verstörenden Krieg. 
Den wollte letztendlich wohl niemand. 

Aber wer sich in den Krieg begibt, bleibt 
nicht sein Eigentümer. Das Handeln der 
Akteure wird durch immer weiter fort-
laufende Zwänge des Krieges bestimmt. 
Gewiss ist zielbegrenzte Kriegsplanung 
möglich. Von der Kriegspraxis jedoch ist 
sie regelmäßig infrage gestellt und oftmals 
in ganz andere Richtungen weggetrieben 
worden. Wohin also wird dieser Krieg trei-
ben? Eine bange – doch sehr berechtigte, 
existenzielle Frage.

Es gibt nur eine Antwort: Verhandeln. Frie-
densverhandlungen jetzt. Dafür sind nach 
einer aktuellen INSA-Umfrage 68 % der 
Deutschen. Unter den Befürwortern sind 
immerhin 72 % der FDP-Wähler. Da wird 
sich die Vorsitzende des Verteidigungs-
ausschusses und Lobbyistin der Rüstungs-
industrie Strack-Zimmermann verwundert 
die Augen reiben. Schließlich sitzt sie im 
Präsidium des Förderkreises Deutsches 
Heer (FKH), war bis Mai 2023 ebenfalls 
Mitglied im Präsidium der Deutschen Ge-
sellschaft für Wehrtechnik (DWT); Vereine 
also, die von der Rüstungsindustrie finan-
ziert werden. Doch genug. Weiter auf S. 7
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Die Linke M-V positioniert sich 
gegen die Stationierung von US-
Mittelstreckenraketen und ruft 
Aktionsmonat aus

Die Linke in M-V hat sich klar gegen die 
Stationierung von atomfähigen Mittelstrec-
kenraketen in Deutschland ausgespro-
chen. Dazu erklärt der Landesvorsitzende 
der Linken in M-V,  Hennis Herbst: „Die 
geplante Stationierung von Tomahawk-
Raketen befördert die Eskalationsspirale, 
die wir derzeit erleben. Es ist völlig unklar, 
wozu mehr atomfähige Waffen in Deutsch-
land dienen sollen. Auch ist bislang unklar, 
wo genau diese Tomahawk-Raketen statio-
niert werden. So ist auch zu befürchten, 
dass auch Militärstruktur in M-V als mögli-
che Standorte in Frage kommen. Als Frie-
denspartei in M-V lehnen wir das ab. Wir 
setzen auf Diplomatie und Abrüstung, um 
den Konflikten in der Welt zu begegnen. 
Dass die Bundesregierung handstreichar-
tig die Aufrüstungsspirale weiter befeuert, 
kritisieren wir aufs Schärfste.“
Der verteidigungspolitische Sprecher der 
Linken im Bundestag Dietmar Bartsch er-
gänzt: „Mit der Stationierung sind unab-
sehbare Folgen für Rüstungskontrolle, 
Rüstungsbegrenzung und Abrüstung in 

Europa zu erwarten. Die Behauptung einer 
sogenannten Fähigkeitslücke als Begrün-
dung für eine Stationierung ist nicht nach-
vollziehbar. Anstatt in eine Aufrüstungsspi-
rale zu verfallen, sollte sich die Bundes-
regierung Gedanken machen, wie Mittel-
streckenraketen generell 
geächtet werden sollten. 
Die Gruppe der Linken im 
Bundestag wird einen ent-
sprechenden Antrag, der 
sich mit der Abrüstung von 
Mittelstreckensystemen 
befasst, im Deutschen 
Bundestag stellen.“
Anlässlich der Debatte 
um die Stationierung der 
Tomahawks ruft Die Linke 
in M-V einen Aktionsmo-
nat gegen Aufrüstung aus. 
„Mit Kundgebungen, Film-
vorführungen, Podiums-
diskussionen und weiteren 
Aktionen wollen wir auf 
die Gefahren der zuneh-
menden Militarisierung 
hinweisen. So richtet sich 
unser Aktionsmonat, der 
anlässlich des Antikriegs-
tages am 1. September 

beginnen soll, insbesondere gegen die 
Stationierung von atomfähigen Mittel-
streckenwaffen. Höhepunkt wird das tra-
ditionelle Friedensfest in Graal-Müritz am 
21. September, dem Weltfriedenstag der 
vereinten Nationen.“ so Herbst weiter.

Lassen Sie mich abschließend noch-
mals auf den 2. Weltkrieg zurückkom-
men. Weihnachten 1944 wurde Heinz 
Erhardt der ersehnte Heimaturlaub 
verwehrt. Er schrieb ein Gedicht – was 
sonst. Dessen letzte Verse sind auch 
die meinen:

Die Berge, die Meere, den Geist und 
das Leben 

hat Gott zum Geschenk uns gemacht;

doch uns auch den Frieden, den Frie-
den zu geben, 

das hat er nicht fertiggebracht!

Wir tasten und irren, vergehen und wer-
den,

wir kämpfen mal so und mal so …

Vielleicht gib´s doch richtigen Frieden 
auf Erden?

Vielleicht gerade jetzt? – – Aber wo? ...

AUS DEM LANDESVERBAND

AKTIONSMONAT ZUM FRIEDEN

Ehrendes Gedenken am 31. August in Bad Doberan
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KOMMUNALPOLITIK

Am 11.9. fand die jüngste Sitzung der 
Bürgerschaft statt. 
Zu Beginn mussten noch einige Gremien 
besetzt werden. Die Mitglieder des Ju-
gendhilfeausschusses wurden in geheimer 
Wahl bestimmt, wobei der AfD-Kandidat 
deutlich mehr Stimmen erhielt, als seine 
Fraktion Mitglieder hat.
Danach ging es in die Antragsberatung. 
Seit einigen Monaten diskutieren die Frak-
tionen und Mitarbeiter der Stadtverwal-
tung über eine Reform der Struktur der 
Ortsbeiräte. Insbesondere für die Ortsbei-
räte in Ortsteilen mit wenig Einwohnern 
wird es immer schwieriger für die Parteien, 
Bürger zur Mitarbeit zu gewinnen. Für die 
Verwaltung ist es ein enormer Arbeitsauf-
wand, alle Ortsbeiräte zu betreuen. Es kam 
also die Idee auf, Ortsbeiräte zusammen-
zulegen, z.B. Biestow und Südstadt, Dier-
kow-Alt und Dierkow-Neu etc. Rostocker 
Bund/Freie Wähler beantragten nun, den 
Status quo beizubehalten. 
Ein sensibles Thema, das nicht über die 
Köpfe der Betroffenen hinweg entschieden 
werden darf. Diese Haltung unserer Frakti-
on fand sich im schließlich beschlossenen 
Änderungsantrag wider, der mehrheitlich 
angenommen wurde. Die Ortsbeiräte sol-
len sich bis 2029 selber über sinnvolle Än-
derungen verständigen. Bei entsprechen-
der Akzeptanz sind einzelne Anpassungen 
noch in dieser Wahlperiode zu prüfen. Es 
soll öfter gemeinsame Sitzungen angren-
zender Ortsbeiräte geben. Die Oberbür-
germeisterin machte einen Verfahrensvor-
schlag.

Danach ging es um die Sicherheitsla-
ge rund um den Doberaner Platz in den 
Abendstunden. Die FDP zeichnete ein dü-
steres Bild und schlug vor, dass ein neu-
er KTV-Vogt für Ordnung sorgen soll. Der 
Senator für Ordnung (SPD) verwies darauf, 
dass es an stark frequentierten Plätzen 

immer wieder mal Probleme gebe (und 
erinnerte an die Lage im Stadthafen vor 
3 Jahren). Die Medien übertreiben aber 
die Probleme, so seine Einschätzung. Die 

Idee eines Vogtes hielt er für nicht sinnvoll. 
Christian Albrecht teilte für Die Linke diese 
Sicht. In der Fraktion der Linken war das 
Thema intensiv diskutiert worden, wobei 
zumindest ein erhöhtes Sicherheitsgefühl 
in Teilen der Bevölkerung eingeräumt wur-
de. Die Fraktion schlug in einem Ände-
rungsantrag vor, ein Awarenesskonzept für 
die Lokalität zu entwickeln: Prävention und 
soziale Arbeit statt Repression, Themati-
sierung im Präventionsrat. Christian warn-
te zudem davor, durch eine bestimmte 
Themensetzung Unsicherheit in der Bevöl-
kerung zu schüren. Darauf gab es dümm-
lich-polemische Reaktionen aus dem rech-
ten Lager. Bekamen AfD und BSW in der 
Sitzung bisher nicht den Mund auf, war 
es der AfD nun wichtig, zu betonen, dass 
die Gewaltkriminalität (lt. Polizei jeden 2. 
oder 3. Tag eine angezeigte Körperverlet-
zung) vor allem von Migranten ausgehe. 
Das BSW wünschte sich eine vereinfachte 
Möglichkeit, Straftaten anzuzeigen (z.B. 
durch QR-Codes an Brennpunkten). Unser 
Änderungsantrag wurde denkbar knapp 

abgelehnt, stattdessen ein Änderungsan-
trag des Bürgerservice-Ausschusses be-
schlossen, in welchem der ursprüngliche 
FDP-Antrag um unsere Idee eines Aware-
nesskonzeptes ergänzt wird. Neben dem 
KTV-Vogt wird die Stadt nun auch weitere 
Maßnahmen wie bessere Beleuchtung und 
Müllbeseitigung prüfen.
Die CDU forderte in einem weiteren An-
trag Videoüberwachung am Doberaner 
Platz, den Wallanlagen und am Kröpeliner 
Tor, weil dort „Kulturkreise aufeinander 
stoßen“ und es vermehrt zu Gewalt kom-
me. Der Ordnungssenator wies darauf hin, 
dass nicht die Stadt, sondern die Polizei 
für Videoüberwachung zuständig ist. Der 
Polizeichef Achim Segebarth berichtete 
von sinkender Kriminalität (-22%, bei Ju-
gendlichen -27%), betonte die hohe Aufklä-
rungsquote an den genannten Brennpunk-
ten und beklagte falsche Anzeigen vor al-
lem bei Sexualdelikten. Fazit: „Rostock ist 
eine sichere Stadt“. Lange Gesichter bei 
CDU und AfD. 
Die CDU hatte den Antrag schon vor der 
Kommunalwahl gestellt, er wurde nicht 
abgestimmt, aber mit neuen Mehrheiten 
in der Bürgerschaft versuchte es die CDU 
noch einmal – in dem Bewusstsein, dass 
eine Mehrheit nur mit der AfD zustande 
kommen kann. Christian Albrecht wies 
darauf hin und glaubt ohnehin, dass Video-
überwachung nichts bringt. Er forderte die 
CDU zu einer faktenbezogenen Debatte 
auf. In diese Richtung argumentierte auch 
Eva, die vor allem die AfD scharf anging, 
weil diese Ressentiments gegen Geflüch-
tete und Angst schüre. 
Der Antrag wurde mit großer Mehrheit 
abgelehnt. Die AfD enthielt sich mit dem 
Hinweis, sie sei „Rechtsstaatpartei“. Das 
Kalkül der CDU ging also nicht auf – und 
das ist doch eine gute Nachricht. 

Carsten Penzlin

BERICHT AUS DER BÜRGERSCHAFT

AUS DEM LANDTAG: BILDUNGSPOLITIK
Lehrkräftebildung wird auf neue Beine 
gestellt – Abbrüche spürbar reduzieren

Zum Entwurf einer Reform des Lehrkräfte-
bildungsgesetzes erklärt der hochschulpo-
litische Sprecher der Linksfraktion,  Chri-
stian Albrecht:
„Der Entwurf schlägt die Einführung eines 
stufenbezogenen Lehramts für die Klassen 
5 bis 12 vor. Damit können die Lehrkräfte 
flexibler eingesetzt werden, Studierende 
müssen sich nicht länger frühzeitig auf 
eine spezifische Schulart wie Gymnasium 

oder Regionale Schule festlegen. Das be-
deutet mitnichten eine Abschaffung des 
Gymnasiums, wie die CDU dies wider bes-
seres Wissen behauptet. Die Behauptung, 
mit der Umstellung auf das Stufenlehramt 
würden die Lehrkräfte für die Arbeit am 
Gymnasium nicht ausreichend vorbereitet, 
ist ein Schlag ins Gesicht aller Diplomlehr-
kräfte, die in der DDR ausgebildet wurden 
und in den zurückliegenden 30 Jahren eine 
hervorragende Arbeit geleistet haben.
Die Reform sieht vor, die Einstiegsphase 
des Lehramtsstudiums besser zu struk-

turieren. Es soll mehr Begleitung und Un-
terstützung für Studierende in den ersten 
Semestern geben, um Studienabbrüche zu 
verhindern. Dazu gehören durchgängige 
Einstiegswochen, gezieltes Tutoring und 
die Möglichkeit, bereits vor Studienbeginn 
Praktika zu absolvieren.
Es ist vorgesehen, Lehrveranstaltungen 
stärker lehramtsspezifisch auszurichten. 
Bislang teilen sich Lehramtsstudierende 
häufig die Veranstaltungen mit Studieren-
den anderer Studiengänge. Das soll stär-
ker getrennt werden, um die Studierenden 
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besonders in den MINT-Fächern besser auf 
ihre künftige Lehrtätigkeit vorzubereiten.
So werden die Lehramtsstudierende fach-
lich nicht mehr überfordert, die Vermitt-
lung der Inhalte orientiert sich an den 
Schulthemen.
Darüber hinaus sollen die Anteile der Bil-
dungswissenschaften und Fachdidaktiken 
im Lehramtsstudium erhöht werden, wäh-
rend der Anteil der Fachwissenschaften 
spürbar reduziert werden soll. Dies soll 
sicherstellen, dass Lehramtsstudierende 
besser auf die pädagogischen Herausfor-
derungen im Schulalltag vorbereitet wer-
den. Aus unserer Sicht müssen die Spiel-
räume zur Erhöhung der fachdidaktischen 
und bildungswissenschaftliche Anteile ma-
ximal genutzt werden.“

Das Schuljahr 2024/2025 startet in M-V 
mit wichtigen Neuerungen

Zum Beginn des Schuljahres 2024/2025 
erklärt die Vorsitzende und bildungspoliti-
sche Sprecherin der Linksfraktion, Jeanni-
ne Rösler:          
„Der Start ins neue Schuljahr bringt nicht 
nur den Geruch frischer Hefte und Bücher 
sowie das  vertraute Geräusch von quiet-
schenden Turnschuhen in der Sporthal-
le  zurück, sondern  auch einige  wichtige 
Neuerungen.
Durch das flächen-
deckende Leseband in 
allen Jahrgangsstufen 
der Grundschule mit 
täglich 20 Minuten 
fester Lesezeit wird 
die Lesekompetenz 
unserer Kinder gezielt 
gefördert.  Das ist ein 
wichtiger Baustein auf 
dem Weg, allen Schü-
lerinnen und Schülern die gleichen Chan-
cen auf eine erfolgreiche Bildungslaufbahn 
zu ermöglichen. Durch die Intensivierung 
des Deutsch- und Mathematikunterrichts 
in den Klassen 3 und 4 wird dieser Ansatz 
zusätzlich gestärkt.
Auch die Förderung von Schülerfir-
men spielt im neuen Schuljahr eine wich-
tige Rolle. Mit klaren Handreichungen und 
einer landesweiten Koordination sollen 
diese praxisnahen Lernprojekte weiter 
ausgebaut werden. Schülerfirmen bieten 
jungen Menschen die Möglichkeit, unter-
nehmerisches Denken und Handeln zu 
erproben und wertvolle Erfahrungen in Be-
reichen wie Projektmanagement, Finanzen 
und Teamarbeit zu sammeln. Dies fördert 
nicht nur ihre beruflichen Perspektiven, 
sondern auch ihre persönliche Entwick-
lung. Die Reform der beruflichen Orien-
tierung  insgesamt ist folgerichtig und zu-
kunftsorientiert. 
An weiterführenden Schulen wird eine Er-
ste-Hilfe-Ausbildung eingerichtet.  Mit ei-
nem eigens entwickelten Leitfaden wird si-
chergestellt, dass Schülerinnen und Schü-

ler in der Lage sind, im Notfall angemessen 
zu reagieren. Das stärkt ihre Selbstsicher-
heit und vermittelt wichtige lebensrettende 
Kompetenzen. Das Modellvorhaben startet 
an 50 Schulen und hat das Potenzial, lang-
fristig in den Schulalltag integriert zu wer-
den.
Das Startchancen-Programm, von dem 72 
Schulen in unserem Land profitieren, bie-
tet benachteiligten Schülerinnen und Schü-
lern gezielte Unterstützung und trägt maß-
geblich dazu bei, Bildungsungleichheiten 
abzubauen. Mit den jährlich bereitgestell-
ten 17 Mio.  Euro Bundesmitteln  können 
Schulen ihre Ausstattung verbessern und 
zusätzliche Projekte realisieren, die unmit-
telbar den Bildungsalltag der Kinder und 
Jugendlichen bereichern.
Die kontinuierliche Erweiterung der Digi-
talen Landesschule  dokumentiert, dass 
Mecklenburg-Vorpommern die digitale Bil-
dung vorantreibt. Besonders hervorzuhe-
ben ist die Ausweitung des Unterrichts für 
geflüchtete Kinder und Jugendliche sowie 
das neue Selbstlernangebot zur Vorberei-
tung auf das Mathematik-Abitur. 
Mit der  Schulbauoffensive  wird die Bil-
dungsinfrastruktur  in Mecklenburg-Vor-
pommern systematisch  weiter  moder-
nisiert.  Bis 2027  werden zusätzlich  400 
Mio.  Euro  für  Schulneubauten  oder  -sa-
nierungen  eingesetzt. So schaffen wir 

gute  räumliche Voraus-
setzungen für einen mo-
dernen und erfolgreichen 
Unterricht.
Die bereits erzielten Er-
folge und die anstehen-
den Maßnahmen in der 
Bildungspolitik sind klar 
erkennbare Schritte  in 
Richtung einer gerechte-
ren und zukunftsfähigen 

Bildung in Mecklenburg-Vorpommern.“

Zu einigen Punkten auf der bildungspo-
litischen Agenda der Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaft Mecklenburg-
Vorpommern (GEW M-V) nimmt Jeannine 
Rösler Stellung:     
„Die GEW hat heute erneut zu Recht auf 
bestehende bildungspolitische Heraus-
forderungen verwiesen, die Mecklenburg-
Vorpommern in den kommenden Jahren 
bewältigen muss.
Mecklenburg-Vorpommern ist eines der 
wenigen Länder, welches die Beitragsfrei-
heit für den Kita-Besuch vollumfänglich 
umgesetzt hat. Das ist keine Selbstver-
ständlichkeit, das ist eine große Errungen-
schaft. Damit entlasten wir Familien spür-
bar und stärken die Bildungsgerechtigkeit. 
Entgegen allen Unkenrufen der CDU bleibt 
es bei der Beitragsfreiheit, da sie sicher-
stellt, dass alle Kinder, unabhängig von der 
finanziellen Situation ihrer Eltern, gleichbe-
rechtigt Zugang zu frühkindlicher Bildung 
haben. Dies hat die GEW in der Vergangen-
heit begrüßt, sie verwies heute aber auch 

auf die angespannte Lage in den Kitas.
Die vielen Krankheitstage des pädago-
gischen Personals in den Kitas sind ein 
Problem, welches wir sehr ernst nehmen. 
Sie sind auch Folge der hohen physischen 
und psychischen Belastungen der Erziehe-
rinnen und Erzieher. Wie die GEW sehen 
auch wir in dem hohen Krankenstand ein 
Alarmzeichen, welches verdeutlicht, dass 
die Arbeitsbedingungen in den Kitas weiter 
verbessert werden müssen.
Daran hat das Bildungsministerium gear-
beitet, tut dies gegenwärtig und wird dies 
auch künftig tun. Schritt für Schritt wird 
die Qualität in den Kitas angehoben. Dazu 
gehört zwingend die Absenkung des Fach-
kraft-Kind-Schlüssels in der Kita. Im Rah-
men der Fachkräfteoffensive wird u. a. der 
Fachkräftekatalog um Personen erweitert, 
die einen Universitäts- oder Fachhoch-
schulabschluss im pädagogischen Bereich 
haben. Die Ausbildungskapazitäten wur-
den ausgebaut und die Ausbildung wird 
auch attraktiver. Zudem ist der Einsatz von 
Alltagshelferinnen und -helfern gesetzlich 
verankert, damit sich die Fachkräfte noch 
stärker auf ihre pädagogische Arbeit kon-
zentrieren können. Um mehr Azubis als 
staatlich anerkannte Erzieherinnen und 
Erzieher für 0- bis 10-Jährige zu gewinnen, 
erhalten diese eine angemessene Aus-
bildungsvergütung. Die Azubis im ersten 
und zweiten Ausbildungsjahr werden nicht 
mehr auf den Personalschlüssel angerech-
net. So kommt deutlich mehr Personal 
zum Einsatz und auch die Zahl der Azubis 
steigt. Eine langjährige Forderung der GEW 
wird endlich umgesetzt: ein landesweit 
einheitlicher Mindestpersonalschlüssel.
Während die GEW den Unterricht in den 
Vorklassen skeptisch betrachtet, begrüßt 
die Linksfraktion die erfolgreichen Maß-
nahmen zur Förderung von geflüchteten 
Schülerinnen und Schülern in Mecklen-
burg-Vorpommern. Der aktuelle Bericht 
zum Spracherwerb zeigt, dass die vielfäl-
tigen Bildungsangebote im Land gezielt 
auf die Bedürfnisse der betroffenen Kinder 
und Jugendlichen eingehen und eine gelun-
gene Integration ermöglichen.
Besonders hervorzuheben sind die Vor-
klassen, die Schülerinnen und Schüler in-
tensiv auf den Spracherwerb vorbereiten. 
Sie ermöglichen es den Kindern und Ju-
gendlichen, nach erfolgreichem Abschluss 
in den gemeinsamen Unterricht zu wech-
seln und dort weiter zu lernen. Die Berufs-
vorbereitungsklassen leisten ebenfalls ei-
nen wichtigen Beitrag zur Integration und 
Vorbereitung auf das Berufsleben.
Sprachkenntnisse sind der Schlüssel zur 
erfolgreichen Teilhabe an Bildung und Ge-
sellschaft. Die flexiblen Übergänge in den 
gemeinsamen Unterricht, abgestimmt auf 
den individuellen Sprachstand, bieten den 
Schülerinnen und Schülern die Möglich-
keit, sich in ihrem eigenen Tempo zu ent-
wickeln und zu integrieren.“
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Prof. Dr. Wolfgang Methling                                                                                                                          
Fraktion DIE LINKE

Auszüge aus der Rede als Alterspräsi-
dent zur Eröffnung der konstituieren-
den Sitzung des Kreistages des Land-
kreises Rostock 

Ich möchte ich Sie herzlich zur konstituie-
renden Sitzung des Kreistages begrüßen 
und darf Sie zur Wahl in das verantwor-
tungsvolle Ehrenamt beglückwünschen! 
Ich wünsche uns gemeinsam viel Erfolg 
bei der Wahrnehmung und Erfüllung der 
Pflichten, Aufgaben und Rechte des Kreis-
tages, seiner Ausschüsse und der einzel-
nen Mitglieder.
Wir sind, wie bei demokratischen Wahlen 
üblich, als Kandidatinnen und Kandidaten 
von Parteien, parteiunabhängigen Listen 
und als Einzelbewerber (Herr Dr. Dett-
mann) in den Kreistag gewählt worden. 
Gleichwohl verpflichtet uns die Kommu-
nalverfassung in § 105, Abs. 2 dazu, un-
ser Mandat im Rahmen der Gesetze nach 
freier, nur dem Gemeinwohl verpflichteter 
Überzeugung, auszuüben. 
Wir sind an Aufträge und 
Verpflichtungen, durch die 
die Freiheit unserer Ent-
schließungen beschränkt 
wird, nicht gebunden.
Ich hoffe, dass wir in der 
vor uns liegenden neuen 
Wahlperiode in diesem 
Sinne wirken werden. Die 
Kommuna l ve r f assung 
überträgt dem Kreistag in 
§ 104 die Zuständigkeit 
für alle wichtigen Ange-
legenheiten des Kreises 
und die Überwachung der 
Durchführung unserer 
Entscheidungen. Neben 
der Erfüllung der gesetzlich zugewiesenen 
Aufgaben haben wir die Verantwortung 
für Entscheidungen mit grundsätzlicher 
Bedeutung für den Landkreis, für die so-
ziale, wirtschaftliche, ökologische und kul-
turelle Entwicklung des Landkreises. Die 
Kommunalverfassung überträgt uns, dem 
Kreistag, eine Reihe von Aufgaben, die 
nicht auf den Hauptausschuss oder den 
Landrat übertragen werden können. Insbe-
sondere für die neu gewählten Mitglieder 
des Kreistages möchte ich die Aufgaben 
benennen…
Der Kreistag ist Teil der Verwaltung. Er ist 
einerseits die Interessenvertretung der 
Bürgerinnen und Bürger, andererseits das 
oberste Willens- und Beschlussorgan des 
Landkreises. Der Kreistag ist die oberste 
Dienstbehörde des Landrates und der 

Beigeordneten. Er übt seine Befugnisse 
grundsätzlich im Einvernehmen mit dem 
Landrat aus. Das Einvernehmen kann 
durch Beschluss des Kreistages ersetzt 
werden. Der Kreistag ist Dienstvorgesetz-
ter des Landrates, hat jedoch keine Dis-
ziplinarbefugnis ihm oder der Verwaltung 
gegenüber.
Während unsere Zuständigkeiten recht-
lich klar geregelt sind, werden unsere 
Entscheidungsspielräume auch in dieser 
Wahlperiode bis 2029 in hohem Maße 
durch die Finanzausstattung des Landkrei-
ses begrenzt, aber ebenso durch die Ent-
scheidungen der zuständigen Fachämter 
der Landesverwaltung und der Fördermit-
telvergabeämter bestimmt. Deshalb hof-
fen wir, dass mit dem Finanzausgleichsge-
setz des Landes eine auskömmliche, dem 
Konnexitätsprinzip gerecht werdende, 
Finanzausstattung des Kreises erfolgen 
wird. Denn Fördermittel können wir nur 
in Anspruch nehmen, wenn wir einen ent-
sprechenden Eigenanteil des Kreises auf-
bringen können. Angesichts der aktuellen 
politischen und militärischen Entwicklun-

gen sollten wir aber keine 
Illusionen über steigende 
Zuweisungen haben. Ein 
Land, das kriegstüchtig 
werden will, kann nicht 
gleichzeitig neue soziale 
und kulturelle Horizonte 
öffnen. Ein führender Wirt-
schaftswissenschaftler 
malte kürzlich dafür das 
bekannte Sprachbild „Ka-
nonen statt Butter“. Das 
hat aber Konsequenzen.
Der finanzielle Handlungs-
rahmen wird aber nicht 
nur durch Zuweisungen 
des Landes bzw. Bundes 
bestimmt, sondern eben-

so durch die Kreisumlage der Gemeinden 
des Kreises. Diese Umlage dient nicht dem 
Landrat oder der Verwaltung, sondern der 
Wahrnehmung der überörtlichen Aufgaben 
der Gemeinden, für die Gemeinden (z.B. 
für den Straßenbau, die weiterführenden 
Schulen, die Volkshochschule, die Kreis-
musikschule, das Ernst-Barlach-Theater, 
die Museen). Deshalb muss von den Mit-
gliedern des Kreistages erwartet werden, 
dass sie stets die überörtliche Verantwor-
tung des Landkreises im Fokus haben, 
auch wenn sie als Bürgermeister oder Ge-
meindevertreter die Interessen ihrer Ge-
meinde im Blick haben.
Wir sind alle über Listen von Parteien bzw.  
Wählerbündnissen oder als Einzelbewer-
ber in den Kreistag gewählt worden. Wir 
haben sicher teilweise grundsätzlich oder 

im Detail unterschiedliche gesellschafts-
politische Vorstellungen und Ziele. Diese 
Differenzen wurden auch im zurücklie-
genden Wahlkampf auf der Grundlage der 
Wahlprogramme und der öffentlichen Aus-
sagen deutlich. Das wird sich mit großer 
Wahrscheinlichkeit auch in den Inhalten 
der Anträge und dem Agieren der Frak-
tionen und Einzelmitglieder im Kreistag 
niederschlagen. Eine Tageszeitung schrieb 
(ich zitiere): 
„Im neuen Kreistag wird ein anderer Wind 
wehen… Entscheidend dürfte sein, ob es 
nach rund anderthalb Jahren wieder um die 
Sache geht oder ob das Wahlkampf-Theater 
eine neue Spielzeit erfährt.“ (Zitatende)
Ich appelliere aus meiner mehr als zehn-
jährigen Erfahrung in diesem Kreistag an 
alle, keine neue Spielzeit dieses Theaters 
zu eröffnen, sondern bei den Inhalten Ih-
rer Anträge und Diskussionen die Aufga-
ben und Zuständigkeiten des Landkreises, 
des Kreistages und der Verwaltung zu 
berücksichtigen. Wir werden sicher auch 
gesellschaftspolitische Debatten führen, 
Entscheidungen der Landesregierung, der 
Bundesregierung und der EU kommentie-
ren und kritisieren, sollten uns aber stets 
auf die Aufgaben und Handlungsspielräu-
me der kommunalen Ebene besinnen. Der 
Kreistag kann und sollte auch allgemeine 
politische Erklärungen mit Forderungen 
gegenüber dem Land und dem Bund dis-
kutieren und beschließen, aber damit 
bitte nicht Beschlüsse zu eigenen Aufga-
ben- und Handlungsfeldern beladen oder 
gar in das Gegenteil verkehren, wie wir 
das in der Vergangenheit erlebt hatten. 
Zu lebhaften Debatten gehören neben der 
Darstellung der wesentlichen Inhalte der 
Anträge und Positionen natürlich auch 
die rhetorische Überspitzung, persönliche 
Ansprachen und Widerspruch gegenüber 
anderen Fraktionen und Mitgliedern des 
Kreistages. Diese sollten aber nicht ag-
gressiv, beleidigend, unterstellend und 
ehrverletzend sein. Unsere Anträge und 
Beschlüsse sollten den Rahmensetzungen 
durch das Grundgesetz und die Landes-
verfassung verpflichtet sein, von einer hu-
manistischen, solidarischen Grundhaltung 
geprägt sein, aber nicht durch menschen-
verachtende, nationalistische oder gar ras-
sistische Vorurteile. 
Die Wählerinnen und Wähler haben die 
Zusammensetzung dieses Kreistages be-
stimmt. In Abhängigkeit von den jeweili-
gen Wahlergebnissen werden Sie sehr zu-
frieden, weniger zufrieden oder enttäuscht 
(wie ich) sein. Nun sind wir gemeinsam in 
der Verantwortung für unseren schönen 
Landkreis, von der Küstenregion bis in 
die Mecklenburgische Schweiz und Kra-

AUS DEM LANDKREIS
ERSTE SITZUNG DES KREISTAGES
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TERMINE
WANN?   		  WAS?   		  WO?

6.9. bis 6.10.		  RLS: Ausstellung zum	 Peter Weiss Haus Rostock
			   Leben und Werk von
			   Stefan Heym	
Do., 19.9., 19 Uhr	 RLS: Männlichkeit in 	 Rostock, Café Median
			   der extremen Rechten
			   seit 1945 (Vortrag)
Fr., 20.9., 19 Uhr		  RLS: „Machtübernahme“	 Peter Weiss Haus Rostock
			   Lesung aus dem Buch
			   von Arne Semsrott
Do., 26.9., 18 Uhr	 Podiumsdiskussion: Was	 Peter Weiss Haus Rostock, Seiten-
			   tun wir heute gegen 	 eingang Räume der RLS
			   Rüstung und Krieg?	
Mo., 30.9., 14 Uhr	 Seniorenkonferenz	 Rostock, Bremer Str. 24
Di., 1.10., 11-13 Uhr	 Senioren-Aktion/		 Rostock Universitätsplatz
			   Kundgebung
18.-20.10.		  Bundesparteitag		  Halle/Saale		

kow am See, für eine gedeihliche soziale, 
wirtschaftliche, ökologische und kulturelle 
Entwicklung zu wirken. Seien wir uns die-
ser Verantwortung bewusst, handeln wir 
so - als ehrenamtlicher Teil der Verwal-

tung, als Partner des Landrates und der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ver-
waltung. Dafür wünsche ich uns allen Er-
folg und Zufriedenheit in der gemeinsamen 
ehrenamtlichen Arbeit.

Endlich geschafft: Gesundheitskar-
te für Geflüchtete in M-V kommt

Zur Einführung der Gesundheitskarte für 
Geflüchtete in M-V erklärt die migrations- 
und integrationspolitische Sprecherin der 
Linksfraktion, Steffi Pulz-Debler:

„Ich freue mich, dass nun endlich ein 
Durchbruch für eine bessere gesundheit-
liche Versorgung von Geflüchteten gelun-
gen ist. Dafür hat sich die Linksfraktion 
jahrelang eingesetzt. Die elektronische 
Gesundheitskarte (eGK) für Asylsuchen-
de wird eingeführt! Dieser Erfolg ist auch 
das Ergebnis einer engen Zusammenarbeit 
mit zahlreichen Vereinen und Verbänden, 
die sich seit Jahren für eine gerechte und 
menschenwürdige Gesundheitsversor-
gung einsetzen. Die Einführung der Ge-
sundheitskarte ist ein riesiger Schritt in 
Richtung einer humanen Behandlung von 
Geflüchteten, wobei zugleich bürokrati-
sche Hürden abgebaut werden. Sie basiert 
auf einen Landtagsbeschluss von Links- 
und SPD-Fraktion im März 2023 und wird 
das Leben für Tausende von Menschen im 
Land erleichtern.

Bislang müssen Asylsuchende für jeden 
Arztbesuch einen Behandlungsschein von 
den zuständigen Behörden einholen – ein 
unnötig kompliziertes und zeitraubendes 

Verfahren, das im Krankheitsfall oft zu 
einer verzögerten Behandlung führt. Mit 
der Gesundheitskarte können sie nun di-
rekt Ärztinnen und Ärzte aufsuchen, was 
besonders bei akuten Erkrankungen oder 
Schmerzzuständen wichtig ist. Dies ist 
nicht nur ein enormer Fortschritt für die 
Betroffenen, sondern entlastet auch die 
kommunalen Verwaltungen, die mit der 
Ausstellung und Abrechnung der 
Behandlungsscheine beschäftigt 
sind.

Obwohl die medizinische Ver-
sorgung für Asylsuchende wei-
terhin durch das Asylbewerber-
leistungsgesetz geregelt ist und 
somit Einschränkungen beste-
hen bleiben, ist die Einführung 
der eGK zentrale Voraussetzung 
für eine faire und gleichberech-
tigte Behandlung. Meine Frak-
tion dankt allen Beteiligten, die 
diesen Erfolg möglich gemacht 
haben – insbesondere den Ver-
einen, Verbänden sowie weite-
ren Aktivistinnen und Aktivisten 
der Zivilgesellschaft, die sich 
unermüdlich für die Rechte von 
Geflüchteten einsetzen. Ziel 
ist weiterhin eine vollständige 
Gleichbehandlung und die Ab-
schaffung aller diskriminieren-
den Regelungen. Wir fordern, 

dass die Gesundheitskarte in allen Bun-
desländern eingeführt und die medizini-
sche Versorgung von Asylsuchenden wei-
ter verbessert wird.“

AUS DEM LANDTAG
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Gewinner: Die Leipziger Linke. Sie rettet 
der sächsischen Linken ein paar Sitze im 
Landtag.
Verlierer: Friedrich Straetmanns, Staats-
sekretär im Justizministerium wechselt 
von der Linken zum BSW. Vor allem die 
Umstände weisen auf gravierende Charak-
terschwächen hin. 

Nur für ein Prozent der jungen sächsischen 
Wähler war der Ukrainekrieg das wichtig-
ste Thema.

Nurgül Senli, frisch gewählte Vorsitzende 
der Rostocker Linken, sagte nach dem 
Kreisparteitag: „Während nahezu alle an-
deren Parteien nach rechts umschwenken, 
wenn es etwa um Migration oder um das 
Bürgergeld geht, setzen wir auf Mensch-
lichkeit und Vernunft. Die Linke in Rostock 
wird weiterhin an der Seite derer stehen, 
die ohne Stimme sind und sich politische 
Entscheidungen nicht mit großzügigen 
Parteispenden erkaufen können. Wir set-
zen uns für ein weltoffenes und vielfältiges 
Rostock ein und wollen diese wunderbare 
Stadt weiterhin für alle gestalten.“ 
Ihr Co-Vorsitzender Sandro Smolka er-
gänzt: „Die Rostocker Linke bleibt der An-
ker für eine starke Stadt, in der wir aufein-
ander achten, zusammenhalten und Lust 
auf die Zukunft haben. Wer Politik ohne 
Hass und Angst will und es satt hat, dass 
den Rechtsextremen mehr und mehr nach 
dem Munde geredet wird, die oder den la-
den wir ein, sich bei der Linken zu enga-
gieren.“ 

MONATSZAHL

MONATSZITAT

SOG M-V erfordert Augenmaß 
und braucht keinen 

ideologiegetriebenen Aktionismus

Zum Symposium zur Evaluierung und 
Novellierung des Sicherheits- und Ord-
nungsgesetzes M-V (SOG M-V) und den 
Unterstellungen der CDU-Landtagsfrakti-
on (heutige Pressemitteilung) erklärt der 
innenpolitische Sprecher der Linksfrakti-
on, Michael Noetzel: 
„Die haltlosen Unterstellungen der innen-
politischen Sprecherin der CDU-Land-
tagsfraktion, Ann Christin von Allwörden, 
gegenüber meiner Fraktion sind entweder 
ihren ideologischen Scheuklappen oder 
schlicht den hitzigen Sommertemperatu-
ren geschuldet. Eine faktische Grundlage 
haben diese Äußerungen jedenfalls nicht. 
Ich kann nur hoffen, dass sich mit dem 
angekündigten Temperatursturz auch das 
Gemüt der CDU-Politikerin wieder etwas 
abkühlt.
Anders als die CDU-Fraktion hat meine 
Fraktion an beiden Tagen des Symposiums 
teilgenommen und sich intensiv in die Dis-
kussion um die Evaluierung und Novellie-
rung des SOG M-V eingebracht. Ich danke 
Innenminister Christian Pegel für dieses 
Format und damit die Möglichkeit für auf-
schlussreiche und intensive Debatten mit 
den Teilnehmenden rund um die Neuge-
staltung des regelungsintensiven Geset-
zes. Wir werden den Prozess weiter kon-
struktiv begleiten, um die Herausforderun-
gen der Landespolizei in einen bestmögli-
chen Ausgleich mit den Grundrechten aller 
Bürgerinnen und Bürger zu bringen.
Die Polizei braucht Einsatzmittel, um 
schwerste Straftaten bereits im Vorfeld 
unterbinden zu können. Es wird eine kom-
plexe Aufgabe sein, die tatsächlich not-

wendigen Werkzeuge hierfür zu ermitteln 
und deren Einsatz im Rahmen der verfas-
sungsrechtlichen Leitplanken zu ermögli-
chen.
Mit der Novellierung des SOG M-V im 
Sommer 2020 hat die CDU-Fraktion leider 
schon einmal bewiesen, dass das Grund-
gesetz maximal Empfehlungscharakter für 
sie hat. Die Folge waren verfassungswid-
rige Gesetzesklauseln und eine absehba-
re Klatsche vor dem Bundesverfassungs-
gericht. Wir fühlen uns den Grund- und 
Freiheitsrechten unseres Grundgesetzes 
jedoch verpflichtet und werden weiterhin 
eine Politik mit Augenmaß statt blindem 
Aktionismus verfolgen.“

Der Staatssekretär, der 
nicht weichen will

Zur „Causa Friedrich Straetmanns“, die am 
11.9. Thema im Rechtsausschuss war, er-
klärt Michael Noetzel:
„Es ist inkonsequent und zeugt nicht gera-
de von Charakterstärke, dass der Staats-
sekretär bis heute nicht um seine Entlas-
sung gebeten hat. Straetmanns wurde zum 
Staatssekretär, der nicht weichen will.
Selbstredend ist eine vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit mit Straetmanns nicht mehr 
möglich. Er hätte auch die Altersgrenze er-
reicht, um in den vorzeitigen Ruhestand zu 
treten. Da er von beiden Möglichkeiten bis-
lang keinen Gebrauch gemacht hat, drängt 
sich der Eindruck auf, er will nicht auf das 
gewohnt üppige Gehalt verzichten – so-
lange dies irgendwie möglich ist. Das ist 
unverantwortlich gegenüber den Steuer-
zahlerinnen und -zahlern und verdeutlicht, 
welche moralisch flexiblen Persönlichkei-
ten beim handverlesenen Zirkel des BSW 
willkommen sind.“

AUS DEM LANDTAG


